
Informationen gemäß Art. 13 Absatz 1 und Absatz 2 DSGVO 
aufgrund der Erhebung von personenbezogenen Daten 

 
Im Zusammenhang mit dem Plangenehmigungsverfahren einer Deponie gem. 
§ 35 Abs. 3 KrWG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG werden bei Ihnen 
personenbezogene Daten erhoben. Bitte beachten Sie hierzu nachstehende 
Datenschutzhinweise: 

1. Angaben zum Verantwortlichen  
Verantwortlich für die Datenerhebung ist:  

Bezirksregierung Münster 
Domplatz 1-3 
48143Münster 

Telefon 0251/411-0 

E-Mail-Adresse: poststelle@brms.nrw.de 

Internet-Adresse: http://www.bezreg-muenster.de/  

2. Angaben zum Vertreter des Verantwortlichen  
Den oben genannten Verantwortlichen vertritt:  

Die Regierungspräsidentin / der Regierungspräsident 
 
Domplatz 1-3 
48143Münster 

Telefon 0251/411-0 

E-Mail-Adresse: poststelle@brms.nrw.de 

3. Angaben zum Datenschutzbeauftragten 
Die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragen lauten: 
 
Behördlicher Datenschutzbeauftragter der Bezirksregierung Münster 
Domplatz 1-3 
48143Münster 

Telefon 0251/411-0 

E-Mail-Adresse: datenschutz@brms.nrw.de 

4. Angaben zu der Aufsichtsbehörde  
Zuständige Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist die Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen: 

Kavalleriestr. 2-4 
40213 Düsseldorf  
Telefon: 0211/38424-0 
Telefax: 0211/38424-10 
Email: poststelle@ldi.nrw.de  
Internet: www.ldi.nrw.de 
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5. Zweck/e und Rechtsgrundlage/n der Verarbeitung 
Ihre personenbezogenen Daten werden erhoben, um das 
Plangenehmigungsverfahren durchführen zu können und die beantragte 
Genehmigung erteilen zu können. 

 

Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung Ihrer Daten sind: 

• Art. 6 lit e) DSGVO i.V.m. § § 35 Abs. 3 KrWG i.V.m. § 74 Abs. 6 VwVfG  
bei Einwendern i.V.m. § 28 VwVfG 

6. Kategorien der verarbeiteten personenbezogenen Daten 
Folgende personenbezogene Daten von Ihnen werden durch das Dezernat 52 
der Bezirksregierung Münster verarbeitet:  

Name, Vorname, Straße, Ort, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Gemarkung, 
Flur, Flurstück 

7. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der 
personenbezogenen Daten (einschließlich des Zwecks der 
„Übermittlung“, der unter 5. bereits dargestellt ist) 

Antragsteller:  

Ihre personenbezogenen Daten werden ggfls. mit der Plangenehmigung  

den Einwendern bekanntgegeben. 

Sie werden außerdem weitergegeben  

• an die Landeskasse, die die Verfahrensgebühren einnimmt, sowie ggfls.  

• an das Rechnungsprüfungsamt und den  

• Landesrechnungshof.  

 

An das Landesarchiv NRW werden Ihre Daten ggfls. weitergegeben, wenn die 
Akten nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist als archivwürdig 
eingeschätzt werden. 

 

8. Absicht Übermittlung an Drittland oder eine internationale 
Organisation 

keine 

9. Dauer der Speicherung bzw. Kriterien für die Festlegung dieser 
Dauer 

Antragsteller: 

Ihre Daten werden nach der Erhebung und nach Erteilung der Genehmigung für 
die Dauer der Genehmigung gespeichert. Wird der Antrag zurückgezogen oder 
erlischt die Genehmigung, werden die Daten bei mir für mindestens fünf Jahre, 
bei Archivwürdigkeit dauerhaft beim Landesarchiv NRW gespeichert. 

 



Einwender: 

Wird der Antrag auf Genehmigung vom Antragsteller zurückgezogen werden die 
Daten nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist von 5 Jahren gelöscht. (Nr. 7 der 
Anlage zur Aktenordnung MIK NRW). Dasselbe gilt nach Rechtskraft einer 
Ablehnung des Antrags.  

Ansonsten werden die Daten nach Rechtswirksamkeit der Genehmigung 
gelöscht, es sei denn sie fließen aufgrund des berechtigten Interesses des 
Einwenders in die Genehmigung ein. In diesem Fall bleiben sie dauerhaft (bis 
zum Erlöschen der Genehmigung) und der sich daran anschließenden 
verpflichtenden Aufbewahrungspflichten (30 Jahre) bestehen.   

10. Rechte der Betroffenen 
Bei Erhebung personenbezogener Daten stehen Ihnen folgende Rechte zu: 

• Unter den Voraussetzungen des Art. 7 DSGVO haben Sie ein Recht auf 
Widerruf der Einwilligung. 

• Unter den Voraussetzungen des Art. 15 DSGVO haben Sie ein 
Auskunftsrecht. 

• Unter den Voraussetzungen des Art. 16 DSGVO haben Sie ein Recht auf 
Berichtigung der Daten. 

• Unter den Voraussetzungen des Art. 17 DSGVO haben Sie ein Recht auf 
Löschung der Daten. 

• Unter den Voraussetzungen des Art. 18 DSGVO haben Sei ein Recht auf 
Einschränkung der Verarbeitung der Daten. 

• Unter den Voraussetzungen des Art. 20 DSGVO haben Sie ein Recht 
Übertragung der Daten. 

• Unter den Voraussetzungen des Art. 21 DSGVO haben Sie ein Recht auf 
Widerspruch. 

11. Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde 
Sie haben das Recht, bei der Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit Beschwerde einzulegen. Die Kontaktdaten finden Sie unter 
Punkt 4. dieses Bogens. 

12. Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten/ 
Widerspruchsrecht bei Wahrnehmung einer öffentlichen 
Aufgabe 

Diese Pflicht ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 lit e) DSGVO.  

Dies gilt sowohl für den Antragsteller als auch für den Einwender.  

Sie haben das Recht, aus Gründen die sich aus Ihrer besonderen Situation 
ergeben jederzeit gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
Widerspruch einzulegen. Ich werde Ihre Daten dann dennoch verarbeiten, wenn 
ich zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen kann, die 
Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen oder die Verarbeitung dient 
der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

 


